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Meine Damen und Herren,
in kaum einem Land ist der Begriff der Sozialen Marktwirtschaft so tief verwurzelt wie in Deutschland. Generationen verbinden mit ihm Wohlstand, Aufstiegsmöglichkeiten und soziale Sicherheit. Doch was einmal als Garant für individuelle Freiheit und wirtschaftliche Dynamik galt, droht heute unter einem dichten Geflecht aus Regulierungen, Subventionen und Bürokratie zu ersticken. Die Krise der Sozialen Marktwirtschaft ist nicht konjunkturell bedingt – sie ist das Resultat einer s Abkehr von den Grundprinzipien dieses Modells.
Ein Blick zurück lohnt sich: Nach dem Zweiten Weltkrieg war es alles andere als selbstverständlich, dass Deutschland auf einen marktwirtschaftlichen Kurs einschwenkt. Es war der Mut einzelner Köpfe wie Ludwig Erhard oder Walter Eucken, die gegen diese Tendenzen hielten. Sie waren überzeugt: Freiheit ist kein abstraktes Ideal, sondern eine konkrete Voraussetzung für wirtschaftlichen Fortschritt. Ein freier Markt, so ihre Überzeugung, ist das beste Entdeckungsverfahren für Wissen und Innovation. Der Staat hat dabei eine wichtige Rolle – er muss für klare Spielregeln sorgen, Eigentum schützen und Wettbewerb sichern. Doch er darf nicht selbst zum Spielführer werden.
Seit über 75 Jahren prägt also die Soziale Marktwirtschaft die Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung der Bundesrepublik. Sie genießt breite Zustimmung, steht aber vor großen Herausforderungen. Klimawandel, technologischer Fortschritt und Digitalisierung, globaler Wettbewerb auf Märkten und zwischen Systemen, Kriege und Alterung erfordern Anpassungen von Gesellschaft, Politik und Wirtschaft. 
Ist das Konzept der Sozialen Marktwirtschaft noch zeitgemäß?
Meine Damen und Herren,
das Konzept der Sozialen Marktwirtschaft entstand in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Obwohl es sich nicht um eine geschlossene Theorie handelt, lassen sich einige zentrale Prinzipien identifizieren. 
Freiheit, Eigenverantwortung und sozialer Ausgleich sollen durch funktionierenden Wettbewerb gewährleistet werden. 
Staatliche Eingriffe sollen marktkonform erfolgen. 
Akteure müssen für ihre Handlungen Verantwortung übernehmen und dürfen Risiken nicht auf die Allgemeinheit abwälzen. 
Schon die Gründerväter wussten, dass die Wirtschaftsordnung sich an veränderte Rahmenbedingungen anpassen muss. 

Eine fundamentale Voraussetzung der Sozialen Marktwirtschaft ist ein Staat, der fähig ist, Rahmenbedingungen des Wirtschaftens zu formulieren und durchzusetzen. Deutschland ist in dieser Hinsicht sehr erfolgreich. 

Allerdings sind diese guten Rahmenbedingungen unter Druck. Es gibt starke Kräfte auf Seiten aller politischen Akteure (Bürger*innen, Politiker*innen, Verwaltung, Interessensgruppen), die dem Staat in allen Lebensbereichen Verantwortung zuschieben und damit ein Übermaß an Regulierung und Bürokratie erzeugen. 
Es braucht ein Umdenken dahin, dass der Staat nicht alle Probleme lösen kann. 
Wettbewerb ist eine wichtige Voraussetzung, um das Versprechen „Wohlstand für alle“ zu erfüllen. Der technologische Wandel verändert Märkte und schafft neue Chancen, bedroht möglichweise aber auch den Wettbewerb. 
Um den Wettbewerb und die Innovationskraft in Wachstumsbranchen nachhaltig zu stärken, sollten gezielt Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen gefördert und die Rahmenbedingungen für innovative Technologien verbessert werden. 
Meine Damen und Herren,
zur Zeit der Einführung der Sozialen Marktwirtschaft in Deutschland spielte der Umweltschutz nur eine untergeordnete Rolle. Heute gehören Klimaschutz und Biodiversitätsschutz zu den größten Herausforderungen. Eine grundsätzliche Erweiterung des Konzepts der Sozialen Marktwirtschaft ist zur Adressierung dieser Probleme nicht notwendig. Stattdessen sollte die Bepreisung von Umweltbelastungen stärker im Mittelpunkt der Klima- und Umweltpolitik stehen, da sie gut zu den Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft passt. 
Diese Politik sollte durch weitere Maßnahmen wie Infrastrukturinvestitionen und Innovationsförderung ergänzt werden. 

